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Auswirkungen der Corona-Krise 

Nachdem bereits im Dezember 2019 Krank-

heitsfälle aufgrund des Corona-Virus SARS-

CoV-2 aufgetreten waren, erfolgt seit Anfang 

des Jahres eine rasante Ausbreitung, die in-

zwischen zur Einstufung als Pandemie ge-

führt hat. Neben den vielfältigen ökonomi-

schen Problemen, die die derzeitige Corona-

Krise mit sich bringt, befinden sich viele Un-

ternehmen aktuell in der Phase der Aufstel-

lung des Jahresabschlusses 2019 und sind 

mit der Frage konfrontiert, welche Auswir-

kungen die Corona-Pandemie auf die Re-

chenwerke und Berichterstattung im Jahres-

abschluss und Lagebericht für das Ge-

schäftsjahr 2019 entfaltet. 

Wertaufhellung bzw. Wertbegründung 

Für die handelsrechtliche Würdigung, ob ein 

Ereignis, das dem Bilanzierenden erst nach 

dem Abschlussstichtag bekannt wird, im Jah-

resabschluss Berücksichtigung finden muss 

bzw. darf oder nicht, ist die Unterscheidung 

zwischen wertaufhellenden und wertbegrün-

denden Ereignissen von entscheidender Be-

deutung. Wertbegründende Ereignisse liegen 

vor, wenn die Ursache eines bilanziellen 

Sachverhalts erst nach dem Abschlussstich-

tag aufgetreten ist. Dementsprechend dürfen 

sie auch erst in der Folgeperiode bilanzielle 

Berücksichtigung finden. Wertaufhellend sind 

hingegen Ereignisse, deren Ursache bereits 

vor dem Abschlussstichtag angelegt war, die 

aber erst zwischen Abschlussstichtag und 

Aufstellung des Abschlusses bekannt wur-

den. Wertaufhellende Ereignisse sind bei der 

Bilanzierung und Bewertung zum Abschluss-

stichtag zu berücksichtigen. Das IDW klassi-

fiziert in seiner Verlautbarung vom 

04.03.2020 die Corona-Pandemie und ihre 

Folgen als wertbegründendes Ereignis. In der 

Konsequenz haben diese in der HGB-Rech-

nungslegung noch keine bilanziellen Folgen 

für den Jahresabschluss zum 31.12.2019.  

Ansatz- und Bewertungsstetigkeit 

Für den Jahresabschluss sehen die Stetig-

keitsanforderungen zu Bilanzansatz und Be-

wertung vor, dass die im Jahresabschluss 

angewandten Bilanzierungs- und Bewer-

tungsmethoden im Zeitablauf stetig fortge-

führt werden, also auch für folgende Ab-

schlüsse zugrunde gelegt werden. Nur in 

Ausnahmefällen ist eine Durchbrechung des 

Stetigkeitsgrundsatzes zulässig, die dann an 

entsprechende Anhangberichtspflichten zur 

Herstellung der Vergleichbarkeit im Zeitablauf 

gebunden ist. 

Die Corona-Pandemie stellt nach Ansicht des 

IDW gemäß Verlautbarung vom 25.03.2020 

ein gravierendes exogenes Ereignis dar, das 

Anlass für eine Änderung der bisherigen Bi-

lanzpolitik eines Unternehmens und damit ei-

ne Durchbrechung des Stetigkeitsgrundsat-

zes sein kann. So kann bspw. die bisherige 

Bildung stiller Reserven zugunsten deren 

Realisierung aufgegeben werden. 

Going-Concern-Prämisse 

Grundsätzlich hat die Einstufung der Corona-

Pandemie als wertbegründendes Ereignis zur 

Folge, dass eine bilanzielle Abbildung erst in 

den Jahresabschlüssen für 2020 erfolgt. Eine 

Ausnahme liegt jedoch dann vor, wenn die 

negativen Auswirkungen der Corona-Krise für 

das bilanzierende Unternehmen so gravie-

rend sind, dass der Grundsatz der Unter-

nehmensfortführung als Bilanzierungs- und 

Bewertungsprinzip keine Anwendung mehr 

finden kann. Der Beurteilungszeitraum, für 

den die Unternehmensfortführung gesichert 

sein muss, umfasst mindestens zwölf Monate 

nach dem Abschlussstichtag.  
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Sofern nicht mehr von der Fortführung der 

Unternehmenstätigkeit ausgegangen werden 

kann, ist der Abschluss unter Abkehr von der 

Going-Concern-Prämisse aufzustellen. In 

diesem Fall erfolgt die Bewertung des Ver-

mögens unter Liquidationsgesichtspunkten. 

Für die Beurteilung, ob die Going-Concern-

Annahme (noch) angemessen ist, besteht ei-

ne Ausnahme vom Stichtagsprinzip. Dement-

sprechend muss auch dann zu Liquidations-

werten bilanziert werden, wenn die Ursache 

für die Abkehr vom Grundsatz der Unterneh-

mensfortführung erst nach dem Abschluss-

stichtag eingetreten ist.  

Berichterstattungspflichten 

Für nach dem Bilanzstichtag eingetretene – 

wertbegründende – Ereignisse ist zu prüfen, 

ob diese einen anhangberichtspflichtigen 

Vorgang von besonderer Bedeutung im Sin-

ne der Nachtragsberichterstattung darstellen. 

Dies ist dann der Fall, wenn der Vorgang be-

wirken kann, dass Abschlussadressaten die 

Unternehmensentwicklung nach dem Ab-

schlussstichtag wesentlich anders beurteilen 

können als ohne Kenntnis des entsprechen-

den Ereignisses. Dies wird bei der Corona-

Pandemie häufig der Fall sein.  

Des Weiteren müssen in den (Konzern-) La-

gebericht 2019 – insbesondere im Risikobe-

richt sowie im Prognosebericht – Erläuterun-

gen zu den möglichen und erwarteten Folgen 

der Corona-Pandemie aufgenommen und 

möglichst bereits quantifiziert werden.  

Aufstellung des Jahresabschlusses 

Die Auswirkungen des Corona-Virus können 

in mehrfacher Hinsicht Verzögerungen im 

Prozess der Aufstellung des Jahresabschlus-

ses und des Lageberichts bewirken – bspw. 

durch die temporäre Schließung des Unter-

nehmens, den Ausfall von Buchungshal-

tungspersonal oder Probleme bei der Be-

schaffung erforderlicher Informationen. Eine 

fehlende oder verspätete Aufstellung eines 

Jahresabschlusses ist im HGB nicht unmit-

telbar sanktionsbewehrt. Allerdings müssen 

der Jahresabschluss und Lagebericht inner-

halb von zwölf Monaten – bei kapitalmarkto-

rientierten Unternehmen innerhalb von vier 

Monaten – nach Ablauf des Geschäftsjahrs 

offengelegt werden. Sofern diese Offenle-

gungspflichten nicht erfüllt werden, ist die Of-

fenlegung über die – ggf. wiederholte – Fest-

setzung von Ordnungsgeldern zu erzwingen. 

Bei einer unverschuldeten Behinderung hin-

sichtlich der Erfüllung der Offenlegungspflicht 

ist auf entsprechenden Antrag beim Bundes-

amt für Justiz eine Wiedereinsetzung in den 

vorherigen Stand zu gewähren. Wenn die 

verspätete Offenlegung des Jahresabschlus-

ses und des Lageberichts auf durch das 

Corona-Virus ausgelöste und unvorhersehba-

re Folgen zurückzuführen ist, sollte nach der 

im Fachlichen Hinweis vom 25.03.2020 dar-

gelegten Ansicht des IDW eine solche unver-

schuldete Behinderung vorliegen. 

Fazit und Empfehlung 

Die aktuellen Entwicklungen der Corona-

Pandemie können den Prozess der Jahres-

abschlussaufstellung erheblich beeinflussen. 

Bilanzielle Konsequenzen für den Jahresab-

schluss 2019 haben sie jedoch nur dann, 

wenn sie eine Abkehr vom Grundsatz der Un-

ternehmensfortführung zur Folge haben. Zu 

prüfen sind zudem Art und Umfang der Be-

richterstattung im Anhang und Lagebericht, 

die im Regelfall erforderlich sein wird.  
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